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Sessionsvorschau | Herbstsession 2026 

Der Ständerat befasst sich mit der Eigenmittelunterlegung ausländischer Tochtergesellschaften von 

systemrelevanten Banken. Von der Vorlage direkt betroffen ist derzeit einzig die UBS. Indirekt betrifft die 

Vorlage aber den ganzen Finanz- und Wirtschaftsstandort Schweiz. Die von Bundesrat vorgeschlagene 

Vollunterlegung mit hartem Kernkapital adressiert die Ursachen der CS-Krise nicht. Das Problem bei der CS 

waren nicht zu tiefe Kapitalanforderungen, sondern die weitreichenden und unhaltbaren Ausnahmen (sog. 

regulatorischer Filter), welche die FINMA jahrelang nur der CS gewährte. Die folgerichtige Lehre wäre daher, 

solche Ausnahmen künftig auszuschliessen und die bestehenden Regeln konsequent umzusetzen, anstatt 

neue Kapitalvorschriften zu fordern. Hält die Politik an einer Vollunterlegung dennoch fest, sollte zumindest 

das ganze Kernkapital anrechenbar sein, das heisst auch die AT1-Instrumente.  

 

Weitere für den Schweizer Finanzplatz relevante Geschäfte wie den automatischen Informationsaustausch 

über Kryptowerte und die Änderung des Nachrichtendienstgesetzes finden Sie in unserer Sessionsvorschau. 

 

 
 

Möchten Sie unsere nächste Sessionsvorschau nicht verpassen? Melden Sie sich hier für unseren 

Newsletter an. 

  

https://www.swissbanking.ch/de/formulare/anmeldung-sessionsvorschau
https://www.swissbanking.ch/de/formulare/anmeldung-sessionsvorschau
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Positionen der SBVg auf einen Blick 

Bankenstabilität und Finanzmarktregulierung 

SR 

17.9 

 

26.027 

BRG. Bankengesetz (Eigenmittelunterlegung 

ausländischer Beteiligungen im Stammhaus von 

systemrelevanten Banken). Änderung 

Ablehnung Vollunterlegung 

gemäss Bundesrat; Zustimmung 

zu Anrechenbarkeit und Stärkung 

AT1-Instrumente gemäss 

Mehrheit WAK-S 

weitere Ausführungen auf S. 4 

 Wir lehnen den Vorschlag des Bundesrates ab. Dieser ist extrem, international nicht 

abgestimmt und mit unverhältnismässigen Folgen für die UBS, den Finanzplatz und die 

Schweizer Wirtschaft verbunden. Die PUK hat festgestellt, dass die CS-Krise auf 

jahrelanges Missmanagement zurückzuführen war, und sie hat die von der FINMA 

gewährten weitreichenden Eigenmittelerleichterungen scharf kritisiert. Die richtige Lehre 

daraus wäre die konsequente Anwendung der bestehenden Regeln statt neue 

Kapitalvorschriften. Auch der Vorschlag der WAK-S geht über die internationalen 

Standards hinaus. Ist eine Vollunterlegung ausländischer Tochtergesellschaften mit 

Eigenmitteln aus politischen Gründen unausweichlich, unterstützen wir die Vorschläge der 

WAK-S zur Anrechenbarkeit und Stärkung von AT1-Instrumenten. 

SR 

23.9 

 

26.3578 

Mo. Poggia. Die Finma dem Öffentlichkeitsgesetz 

unterstellen 

Ablehnung 

Die freiwillige, informelle Zusammenarbeit zwischen der FINMA und den Beaufsichtigten 

ist ein wichtiger Bestandteil der Aufsichtsbeziehung. Die stete Gefahr, dass freiwillig an die 

FINMA übermittelte Informationen an die Öffentlichkeit gelangen können, würde diese 

Art der Zusammenarbeit massiv beeinträchtigen. Eine Zugangsgewährung könnte zur 

Offenlegung vertraulicher Informationen von Banken und von Geschäftsgeheimnissen 

sowie zu Persönlichkeitsverletzungen führen. Auch die Ausnahmen und 

Beschwerdeverfahren können dies nur ungenügend abfedern. 

NR 

30.9/1.10 

(Kat. IV EFD) 

 

25.3314 

Mo. Grüne Fraktion. Mit einer angemessenen 

Einlagensicherung das Vertrauen in die Banken stärken 

Ablehnung 

 

Die Schweizer Einlagensicherung hat sich klar bewährt. Sie wird bereits heute teilweise ex-

ante finanziert. Der Anteil an gesicherten Kundengeldern ist im internationalen Vergleich 

hoch. Ein fundamentaler Ausbau leistet keinen nennenswerten Beitrag zur 

Systemstabilität. Er würde aber massive Kosten für die Banken auslösen. 

NR 

30.9/1.10 

(Kat. IV EFD) 

 

25.3922 

Mo. Ryser Franziska. Für wirksame Strafbestimmungen 

im FIDLEG 

Ablehnung 

Von der FINMA beaufsichtigte Institute und deren Mitarbeitende unterliegen bereits einer 

umfassenden Aufsicht, inkl. entsprechender Sanktionsmöglichkeiten. Die strafrechtlichen 

Bestimmungen des FIDLEG schliessen gezielt Lücken bei Akteuren, die nicht von der 

FINMA beaufsichtigt werden. Die geforderte Aufhebung der Ausnahmebestimmung 

würde diese politisch gewollte Unterscheidung untergraben. 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20260027
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20260027
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263578
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263578
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20253314
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20253922
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NR 

30.9/1.10 

(Kat. IV EFD) 

 

25.3279 

Mo. Grüne Fraktion. Hausdurchsuchungskompetenz 

für die Finma 

Ablehnung 

Das geltende Recht befugt die FINMA bereits heute, Untersuchungsbeauftragte 

einzusetzen. Diese können Zugang zu Räumlichkeiten erhalten sowie sämtliche 

erforderlichen Informationen und Unterlagen einfordern. Damit lässt sich in der Praxis eine 

mit einer Hausdurchsuchung vergleichbare Wirkung erzielen. Neue Regulierungs- und 

Aufsichtsinstrumente sind nur dort angezeigt, wo eine tatsächliche Aufsichtslücke besteht. 

NR 

30.9/1.10 

(Kat. IV EFD) 

 

25.3280 

Mo. Grüne Fraktion. Finma-Direktaufsicht über global 

systemrelevante Banken 

Ablehnung 

Das duale Aufsichtssystem der Schweiz (FINMA und Prüfgesellschaften) hat sich bewährt. 

Auch im Fall der Credit Suisse haben weder die PUK noch der Bundesrat Mängel beim 

Prüfwesen festgestellt. Was die G-SIBs anbelangt, erstellt die FINMA bereits heute – im 

Austausch mit der Prüfgesellschaft – die aufsichtsrechtliche Prüfstrategie. 

Weitere Geschäfte 

 

Zustimmung    Anpassungsbedarf    Ablehnung 

 

 

NR 

28.9 

 

25.052 

BRG. Einführung des automatischen 

Informationsaustauschs über Kryptowerte mit den 

relevanten Partnerstaaten ab 2026. Genehmigung 

der Bundesbeschlüsse 

Zustimmung zum Entwurf 2 

(gemäss Ständerat und 

Mehrheit WAK-N) 

Wir unterstützen die möglichst zeitnahe Ausweitung des automatischen 

Informationsaustauschs auf Kryptowerte, inkl. Anpassung des Prüfmechanismus zur 

Sicherstellung der standardkonformen Umsetzung. Dies schafft Planungs- und 

Rechtssicherheit für international tätige Finanzinstitute, reduziert Compliance-Risiken im 

Ausland und stellt sicher, dass Krypto-Vermögenswerte vergleichbaren Transparenz- und 

Meldepflichten unterliegen wie traditionelle Finanzanlagen. 

SR 

16.9 

 

26.021 

BRG. Bundesgesetz über den 

Nachrichtendienst 

(Nachrichtendienstgesetz, NDG). 

Änderung 

Zustimmung zur Vorlage 

Der Nachrichtendienst des Bundes soll neu die Möglichkeit erhalten, bei konkreten 

Bedrohungen der inneren und äusseren Sicherheit Daten bei Finanzintermediären 

einzuholen. Wir unterstützen dieses Vorhaben, jedoch braucht es hierfür klare gesetzliche 

Grundlagen. Banken sollen ihre Auskunftspflichten erfüllen können, ohne in Konflikt mit 

dem Bankkundengeheimnis zu geraten. Die vom Nationalrat beschlossenen Anpassungen 

zu Art. 27 Abs. 4 und 5 (neu) sowie Art. 83 Abs. 2 schaffen hier Klarheit. 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20253279
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20253280
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20250052
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20260021
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Im Ständerat 

 
26.027   |   Bankengesetz (Eigenmittelunterlegung ausländischer Beteiligungen im Stammhaus von 

systemrelevanten Banken). Änderung 

 

Hintergrund 

Der Bundesrat schlägt vor, dass die SIBs ihre Beteiligungen an ausländischen Tochtergesellschaften künftig 

vollständig mit hartem Kernkapital (CET1) unterlegen müssen. Heute müssen SIBs ihre ausländischen 

Beteiligungen zu rund 45% mit CET1 unterlegen. Von der Vorlage ist derzeit faktisch «nur» die UBS 

betroffen. 

Die WAK-S hat die Vorlage in drei Sitzungen vorberaten. Aus ihrer Sicht schränkt der bundesrätliche 

Vorschlag die Konkurrenzfähigkeit der UBS zu stark ein. Auch schade der Vorschlag der Schweizer 

Wirtschaft. Stattdessen schlägt die Mehrheit der WAK-S einen «Kompromiss» vor, der für die 

Vollunterlegung zur Hälfte auch zusätzliches Kernkapital (AT1) berücksichtigt. Ausserdem sollen die AT1-

Instrumente mittels eines neuen mehrstufigen Mechanismus gestärkt werden, damit sie frühzeitig einen 

wesentlichen Beitrag zur Stabilisierung einer Bank leisten können. 

 
 

 
 

 

Nein zur Kapitalverschärfung, Ja zur Stärkung der AT1-Instrumente 

In ihrer Analyse ist die PUK zum Schluss gekommen, dass die Krise der Credit Suisse (CS) auf jahrelanges 

Missmanagement der Bank zurückzuführen war. Sehr kritisch beurteilte sie ausserdem die von der 

FINMA gegenüber der CS gewährten weitreichenden Eigenmittelerleichterungen (sog. regulatorischer 

Filter). Das Problem bei der CS waren nicht zu tiefe Kapitalanforderungen. Die folgerichtige Lehre wäre 

daher, Ausnahmen künftig auszuschliessen und die geltenden Regeln konsequent umzusetzen. 

Sowohl der bundesrätliche Vorschlag als auch der Vorschlag der WAK-S verlangen von den 

systemrelevanten Banken (SIBs) künftig die Vollunterlegung ihrer ausländischen Tochtergesellschaften 

mit Eigenkapital. Das bedeutet eine massive Verschärfung gegenüber den heutigen Regeln und ist mit 

sehr hohen Kosten für die betroffenen Finanzinstitute verbunden. Der Vollabzug gehört nicht zum 

internationalen Standard und wird auf Konkurrenzfinanzplätzen in Europa, UK oder den USA auch nicht 

praktiziert. Wir lehnen ihn deshalb klar ab. Vor allem der bundesrätliche Vorschlag, welcher die 

Vollunterlegung ausschliesslich mit hartem Kernkapital vorsieht, ist extrem und wäre mit 

unverhältnismässigen Folgen für die UBS, den Finanzplatz und die Schweizer Wirtschaft verbunden. Das 

haben die überwiegend kritischen Stellungnahmen seitens der Wirtschaft und der Kantone im Rahmen 

der Vernehmlassung klar aufgezeigt.  

Kommt die Politik dennoch zum Schluss, dass die Vollunterlegung ausländischer Tochtergesellschaften 

mit Eigenmitteln unausweichlich ist, sollte zumindest das ganze Kernkapital, d. h. auch AT1-Instrumente 

anrechenbar sein. AT1-Instrumente sind international etabliert und werden von verschiedenen Schweizer 

Banken ausgegeben. Sie helfen einer Bank, aus eigener Kraft – ohne staatliche Unterstützung – eine Krise 

zu bewältigen. Vor diesem Hintergrund unterstützen wir den Vorschlag der WAK-S, die AT1-Instrumente 

bis max. 50% anrechnen zu lassen und gezielt zu stärken. Mit dem Vorschlag der WAK-S können die AT1-

Instrumente bereits in einer frühen Phase einer Krise – viel früher als heute – Verluste absorbieren. 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20260027
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20260027

